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Abstract 

Das neue BER-online-Format Zeiten Global bietet Orientierung zu globalen Geschehnissen und 
politischen Entwicklungen mit Expert*innen aus Wissenschaft und Zivilgesellschaft. In der ersten 
Folge thematisieren wir die politischen Umbrüche in Burkina Faso, Mali und Niger. Gemeinsam 
mit Dolly Katiutia Alima Afoumba (Initiative Perspektivwechsel) und Olaf Bernau (Afrique-
Europe-Interact) sprechen wir über die Allianz der Sahelstaaten (AES) und den Bruch mit der 
Kolonialwährung CFA-Franc.  

Die Allianz der Sahelstaaten (AES) – bestehend aus Mali, Burkina Faso und Niger – entstand 2023 
als Reaktion auf tiefgreifende politische Krisen und wachsende Unzufriedenheit mit den 
bisherigen Machtstrukturen. In allen drei Ländern führten Militärputsche (Mali: 2012 & 2020, 
Burkina Faso: 2022, Niger: 2023) zum Bruch mit sogenannten Fassadendemokratien, die in der 
Bevölkerung zunehmend als fremdbestimmt und ineffektiv wahrgenommen wurden. Gleichzeitig 
wuchs die Kritik an der ehemaligen Kolonialmacht Frankreich und der Nutzung der Kolonial-
währung CFA-Franc, der als Symbol kolonialer Abhängigkeit gilt. Die AES strebt daher eine 
Stärkung nationaler Souveränität an – durch Kontrolle über eigene Ressourcen, militärische 
Zusammenarbeit und eine klare Abgrenzung von westlichem Einfluss. 

Referent*innen 

Dolly Afoumba (sie/ ihr) promoviert an der Philipps-Universität Marburg in Wirtschaftsgeschichte 
und publiziert zu Kolonialismus in der afrikanischen Wirtschafts- und Währungspolitik. Als 
Referentin für Globales Lernen und Antirassismus/Antidiskriminierungs- und Empowerment 
Trainerin ist sie für die Initiative Perspektivwechsel und für das Vamos Programm der Fachstelle 
Internationale Freiwilligendienste aktiv. 
 
Olaf Bernau (er/ ihm) ist im transnationalen Netzwerk Afrique-Europe-Interact aktiv und publiziert 
zur Sahelzone und Westafrika. 
 

https://www.initiative-perspektivwechsel.org/
https://fif.kja-freiburg.de/
https://fif.kja-freiburg.de/
https://afrique-europe-interact.net/
http://www.olafbernau.de/
http://www.olafbernau.de/
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Welche gesellschaftlichen und politischen Umbrüche gab es zuletzt in Burkina 
Faso, Mali und Niger?  

Olaf Bernau: Mali galt seit den 1990er Jahren als Musterdemokratie, v. a. weil regelmäßig Wahlen 

stattfanden, das Land seine Schulden beim Internationalen Währungsfonds (IWF) beglich und 

sich prowestlich orientierte. Zuvor hatte Mali seit 1968 unter einem autoritären Militärregime 

gestanden, und auch in der neuen Mehrparteiendemokratie ab Anfang der 1990er Jahre blieb die 

politische Teilhabe schwach: Die Wahlbeteiligung lag oft nur bei 20 bis 40 Prozent. Zwar wuchs 

die Zahl der Parteien, Bewegungen und wirtschaftlichen Akteure – doch viele Akteure nutzten den 

neuen Freiraum vor allem, um ihre eigenen Vorteile zu sichern, nicht um das Gemeinwohl zu 

stärken.  

2012 gab es einen Putsch von Soldaten in Mali, der Erschrecken im Westen ausgelöst hat.1 Unsere 

Kolleg*innen aus der Zivilgesellschaft und den sozialen Bewegungen haben sich an einem Pro-

Putsch-Komitee beteiligt. Wie kann es sein, dass soziale Bewegungen einen Militärputsch 

befürworten? Dann sagten die Bewegungen: „Wir sind diese Fassadendemokratie leid. Wir haben 

genug von Korruption, Klientelismus, Misswirtschaft und Straflosigkeit, während sich eine kleine 

Elite bereichert.“ Der Putsch scheiterte – auch unter dem Druck des ,,Westens‘‘ –, aber auch, weil 

es im Norden des Landes zu einem militärischen Zusammenbruch kam. Dschihadisten über-

nahmen das Gebiet und errichteten ein terroristisches Schreckensregime. Die französische Armee 

half dabei, die Dschihadisten zu bekämpfen. Es gab Neuwahlen. Bei diesen kam Ibrahim Boubacar 

Keïta, kurz IBK, an die Macht. Er war bereits in den 1990er Jahren Premierminister und hatte 

damals Studierendenproteste niederschlagen lassen. Mit seiner Machtübernahme kehrten die alten 

Probleme zurück. Die Dschihadisten haben sich nur kurzfristig vertreiben lassen. Die Korruption 

war mit Keïta auch wieder da. Insofern verschlechterte sich die Situation in Mali massiv, sodass es 

2020 zum nächsten Putsch kam.  

Eine ähnliche Dynamik gab es auch in den Nachbarländern Burkina Faso und Niger, die ebenfalls 

Fassadendemokratien waren. 2022 gab es Putsche in Burkina Faso und 2023 in Niger, die in 

großen Teilen der Bevölkerung begrüßt wurden. Doch dann übten die Westafrikanische 

Wirtschaftsgemeinschaft (ECOWAS) und die westlichen Länder massiven Druck aus bis hin zu 

Sanktionen. ECOWAS drohte dem Niger sogar mit Krieg. Die westlichen Länder reduzierten Gelder 

für Entwicklungshilfe. Der Internationale Währungsfonds (IWF) und die Weltbank stellten ihre 

Programme ein. Das hat zu einer starken Polarisierung geführt und die emanzipatorischen 

Impulse haben nachgelassen. Die Repression nahm spürbar zu. Viele Aktivist*innen sitzen in 

                                                           
1 Der Begriff „Westen“ ist ein geopolitischer Begriff, der eurozentrisch geprägt ist. Die Welt wurde ausgehend von 
Europa in Himmelsrichtungen wie „Osten“ (z. B. Naher Osten), „Süden“ oder „Norden“ einteilt. Der „Westen“ wird 
dabei oft als das Zentrum oder als Norm verstanden. Daher ist es wichtig, den Begriff kritisch zu hinterfragen, da er 
bestehende Machtverhältnisse und kulturelle Hierarchien verfestigen oder verzerren kann. 
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Gefängnissen (z.B. Moussa Tchangari im Niger), andere sind ins Exil geflohen. Die Meinungs-

freiheit ist massiv eingeschränkt. 

Die Kritik am Westen hat einen langen Vorlauf und wurzelt in den antikolonialen Unabhängigkeits-

bewegungen. Während des Kolonialismus wurde dieser Geist des Widerstands, aber auch der 

eines anti-westlich orientierten Widerstands, unter anderem in islamischen Bruderschaften auf-

rechterhalten. In den 1990er formierte sich eine starke Zivilgesellschaft, die früh und deutlich 

Kritik äußerte. Das ist wichtig zu sagen: Heute wird viel über russische Propaganda, Fake News 

und Verschwörungstheorien gesprochen. Aber lange bevor Russland in der Region präsent war, 

gab es schon eine harte Kritik am Westen. Die Menschen erleben Ungleichheit seit Jahrzehnten – 

und ebenso lange leisten sie Widerstand dagegen.  

Es gibt immer wieder Kritik an der Kolonialwährung CFA-Franc. Wie wirkt sie sich 
v.a. wirtschaftlich aus? 
 
Dolly Afoumba: Der CFA-Franc ist eine koloniale Währung, die Frankreich 1945 eingeführt hat. Sie 

ist immer noch Zahlungsmittel in 14 west- und zentralafrikanischen Staaten. Ein Prinzip der 

Währung ist ein fester Wechselkurs zwischen dem CFA-Franc und der französischen Währung bzw. 

heute dem Euro. Es gab schon viele Abwertungen des CFA-Franc. Diese wurden nicht von den 

Ländern, die die Währung benutzen, entschieden, sondern vom Internationalen Währungs-fonds 

und von Frankreich. Die größte Abwertung des CFA-Franc um 50 Prozent fand 1994 statt. Das hat 

auch die Regierungen auf dem afrikanischen Kontinent schockiert – denn sie waren nicht 

einbezogen. Vielmehr wurden sie dazu gedrängt, einen Großteil ihrer Devisenreserven auf einem 

Konto der französischen Zentralbank zu hinterlegen, damit Frankreich weiter die Stabilität 

garantiert. Auch strukturell bleibt Frankreich präsent: Vertreter*innen der französischen Regierung 

besitzen bis heute Sitz und Vetorecht in den Führungsgremien der Zentralbanken der CFA-Zone. 

Befürworter*innen argumentieren zwar, dass diese Konstruktion Stabilität garantiere, insbesondere 

durch eine niedrige Inflation im Vergleich zu Nachbarstaaten mit eigenen Währungen. Sie führen 

Guinea als Beispiel an, das trotz eigener Währung keinen großen ökonomischen Aufstieg hatte.  

 

Seit den Putschen in Mali (2022) und Niger (2023) steht auch der CFA-Franc unter Druck: Die 

Devisenreserven beider Länder wurden in den westafrikanischen Zentralbanken und in Paris 

eingefroren – mit massiven Folgen für Handel und Zahlungsverkehr in der Region.  Das zeigt, wie 

hoch der Einfluss der ehemaligen Kolonialmacht Frankreich ist. Aus dem Grund werden in den 

Verträgen von Liptako-Gourma, wo die AES gegründet wurde, drei Säulen der Souveränität betont: 

Sicherheit, Verfassung (le droit positif) und die Währung. Die Kontrolle über eine eigene Währung 

gilt dabei als zentraler Schritt zur tatsächlichen Unabhängigkeit. 

 

Für mich ist es wichtig, die Währung als Instrument des ökonomischen Aufbaus sowie als 

Argument in politischen Diskursen zu betrachten. Hilft der CFA-Franc diesen Ländern dabei, den 
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Außenhandel auszubauen, ihre Wirtschaft zu diversifizieren, Investoren ins Land zu holen und ihre 

eigenen Rohstoffe im Land zu industrialisieren, zu reformieren und zu transformieren? Da der 

CFA-Franc durch einen festen Wechselkurs an den Euro gebunden ist, besteht die Notwendigkeit, 

ein Devisenpolster aufzubauen. Dieses wird hauptsächlich durch die Aufnahme von Krediten in 

Euro und US-Dollar und in viel geringerem Maße durch Überschüsse im Außenhandel gebildet. 

Somit beruht die Schaffung von Währungsreserven im Wesentlichen auf 

Fremdwährungsverschuldung. 

 

Einer Studie des Ökonomen Ndongo Sylla (2025) zufolge zeigen die Bestandsdaten (kumulierte 

Nettozuflüsse) im Bereich der ausländischen Direktinvestitionen, dass Länder außerhalb der CFA-

Zone deutlich mehr Investoren anziehen. Diese Investitionen stellen eine potenzielle Quelle für 

Deviseneinnahmen dar, wovon die Nicht-CFA-Länder stärker profitieren. Im Vergleich dazu sind 

die CFA-Länder in Bezug auf ihre Attraktivität benachteiligt, da sie nur in geringem Maße 

ausländische Investitionen anziehen. 

 

Länder wie Ghana oder Marokko, die keine koloniale Währung verwenden, ziehen deutlich mehr 

ausländische Direktinvestitionen an als die Staaten der CFA-Zone. In ähnlicher Weise konzen-

trieren sich ausländische Investitionen in Zentralafrika fast ausschließlich auf die Demokratische 

Republik Kongo, die den CFA-Franc nicht nutzt. Der Kongo erhält somit mehr ausländische 

Investitionen als die Länder der CFA-Zone. Die Staaten, die den CFA-Franc verwenden, verfügen 

zwar über Devisenreserven, ziehen jedoch vergleichsweise wenige ausländische Investoren an2. 

Hinzu kommt, dass ihr Zugang zu den eigenen Reserven eingeschränkt ist, da ein erheblicher Teil 

dieser Mittel auf Konten der französischen Zentralbank verwaltet wird. Diese strukturelle 

Abhängigkeit mindert die Möglichkeiten, ihre außenwirtschaftliche Position zu stärken. 

 

Infolgedessen werden die außenwirtschaftlichen Defizite der CFA-Länder nicht vorrangig durch 

ausländische Direktinvestitionen, sondern durch Verschuldung finanziert. Das außenwirt-

schaftliche Gleichgewicht dieser Volkswirtschaften wird daher durch Kredite von internationalen 

Finanzinstitutionen wie dem IWF und der Weltbank aufrechterhalten. Die vom IWF veröffent-

lichten Daten zur monetären Stabilität – definiert als die Kombination aus äußerer Instabilität und 

finanzieller Abhängigkeit im Zeitraum von 1955 bis 2023 – zeigen, dass die CFA-Länder zu den 

Hauptempfängern von IWF-Krediten gehören. Von den 609 Krediten, die dem afrikanischen 

Kontinent insgesamt gewährt wurden, entfielen 200 auf die 14 Mitgliedsstaaten der Frank Zone. 

Dies bedeutet, dass diese Länder seit 1955 etwa ein Drittel aller IWF-Kredite in Afrika erhalten 

haben, was einem Anteil von rund 19 % am Gesamtwert entspricht. 

 

Die Rolle des CFA-Franc erschwert auch die Nutzung eigener Rohstoffe. Ein Beispiel ist der 

französische Konzern Orano (früher Areva), der lange ein Monopol auf die Uranförderung in Niger 

                                                           
2 Bei Devisen handelt es sich um Buchgeld (Forderungen), welche als Zahlungsmittel für internationale Geschäfte 
dienen. Zum Beispiel, wenn ein Unternehmen in einer fremden Währung bezahlt werden muss. 
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hatte. Obwohl Niger eines der wichtigsten Uranländer der Welt ist, flossen die Gewinne 

hauptsächlich nach Frankreich. So wurde Frankreich zeitweise zum zweitgrößten Uranprodu-

zenten der Welt – mit Uran aus Niger. Durch die Regeln des CFA-Franc konnten diese Gewinne 

problemlos transferiert werden, während Niger selbst kaum Devisenreserven aufbauen konnte. 

Das ist aus meiner Sicht Dumping und keine Investition. Es müsste anders laufen: Abkommen 

zwischen Regierung und lokalen Firmen sollten Wissenstransfer und lokale Verarbeitung sichern 

– ähnlich wie bei den Diamanten in Botswana, die dort verarbeitet und verkauft werden. Nur durch 

gezielte Investitionen in lokale Produktion können inländische Firmen gestärkt und Devisen 

generiert werden, um unabhängig auf dem Weltmarkt zu handeln. 

 

Ihr habt erwähnt, dass sich die AES-Staaten zunehmend von der ehemaligen 
Kolonialmacht Frankreich abwenden. Wir beobachten, dass sie verstärkt mit China 
und Russland zusammenarbeiten. Welche Auswirkungen hat das für Europas 
Einfluss in der Region? Welche positiven Entwicklungen gibt es? 
 
Olaf Bernau: Die Phase der unipolaren Weltordnung, wie sie in den 1990er Jahren nach dem 

Kalten Krieg mit den USA an der Spitze bestand, sowie die bipolare Weltordnung des Kalten 

Kriegs sind vorbei. Der indische Politikwissenschaftler Amitav Acharya hat in den 2010er Jahren 

den Begriff der Multiplex-Weltordnung geprägt.3 In diesem Begriff steckt die Idee, dass nicht nur 

große, mächtige Staaten, sondern auch ganz verschiedene Organisationen und Bevölkerungen 

eine Rolle spielen. Das sind jetzt zum Beispiel die Bevölkerungen im Sahel, die aufstehen und an 

einer neuen und gerechteren Weltordnung arbeiten. Ob das gelingt, hängt von den Kräfteverhält-

nissen und der inneren Dynamik im Sahel ab, etwa der Stärke der dschihadistischen Terror-

gruppen. Es gibt im Sahel zumindest eine Aufbruchsbewegung, die etwas Anderes will. Mit Blick 

auf die Weltordnung im Sahel ist in diesem Zusammenhang das Stichwort gagnant-gagnant 

wichtig, also „Win-Win”. Damit ist gemeint, dass die Sahelstaaten tatsächlich Beziehungen zu 

anderen Ländern wollen, die nicht auf Erpressung, Unterwerfung oder Einseitigkeit basieren, bei 

denen sie nur die Rohstoffe liefern und die anderen die Produkte verarbeiten, sondern die zum 

beiderseitigen Vorteil sind. In Europa und Deutschland wird immer nur von „wir oder die” 

gesprochen, nach dem Motto: “Wenn wir es nicht schaffen, nehmen sich Russland oder China den 

größeren Teil des Kuchens.‘‘ Insgesamt ist es noch überhaupt nicht ausgemacht, ob diese 

Aufbruchsbewegung im Sahel zu einem guten Ende kommt oder ob ein neuer Zyklus autoritärer 

Herrschaft und großer Armut beginnt.  

Die Ressourcenpolitik in allen drei Ländern ist insgesamt fortschrittlich. Ausländische Investi-

tionen sollen zu Konditionen erfolgen, von denen die Bevölkerung profitiert. Das bedeutet auch, 

                                                           

3 Der Begriff „Multiplex-Weltordnung“ beschreibt den globalen Wandel jenseits des klassischen multipolaren 

Modells. Während der Begriff Multipolarität dem klassischen Realismus entspringt und sich auf die 
Machtverteilung in europäisch-historischen Kontexten bezieht, beschreibt  „Multiplex“ eine heutige Weltordnung, 
die nicht nur Staaten umfasst, sondern auch institutionelle und strukturelle Vielfalt berücksichtigt. 
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dass höhere Steuern gefordert werden, dass nachverhandelt wird und die Gewinnrückführung 

nicht mehr ohne Weiteres stattfinden kann. Ausländische Bergbauunternehmen sollen strikteren 

Kontrollen unterworfen werden. Tax Holidays, also die Befreiung von Steuerzahlungen für zehn 

Jahre, und ähnliche Regelungen werden aufgehoben und auf ein globales Level angepasst. In der 

Bergbaupolitik und der Antikorruptionspolitik gibt es neue Ansätze. In Burkina Faso erfolgen mehr 

Investitionen in die Landwirtschaft. Es gibt jetzt erstmals wieder Programme zur Industriali-

sierung dieser Länder. Die Bodenpolitik wird reformiert: In Bamako (Mali) werden alle Bodentitel 

überprüft, um sicherzustellen, dass Land den Menschen gehört, die es tatsächlich bewirtschaften 

– ein Schutz für die ärmeren Menschen. 

Insofern sind viele meiner Mitstreiter*innen weiterhin bereit, die Sahelstaaten zu unterstützen, 

auch wenn sie sagen, die Militärs müssten mehr Dialog zulassen. Wenn sie so weitermachen, 

bringen sie die Bevölkerung gegen sich auf.  

Was ist aus der Idee eines gemeinsamen panafrikanischen Nationalstaats 
geworden? Welche Anknüpfungspunkte gibt es zu einer gemeinsamen Währung? 

Dolly Afoumba: Länder wie Mali, Niger und Burkina Faso entwickeln Modelle, um ihre Abhängig-

keit vom CFA-Franc zu überwinden. Sie planen etwa den Aufbau einer eigenen Investitionsbank, in 

die ausländische Währungen direkt einfließen können. Damit wollen sie sicherstellen, dass 

Investitionen tatsächlich im Land ankommen und nicht durch die Mechanismen des CFA-Systems 

gefiltert werden. Auch andere Länder suchen nach Alternativen: Im Senegal etwa wurde die „Bank 

der Diaspora“ gegründet, die Kapitalflüsse aus der afrikanischen Diaspora direkt in die nationale 

Entwicklung lenken soll. Solche Projekte stehen für das Bestreben, Ressourcen und Finanzströme 

stärker in afrikanischer Hand zu halten. Demgegenüber halten Länder wie Kamerun weiterhin am 

alten Modell fest. Sie akzeptieren Investitionen nur im Austausch gegen Rohstoffe, was kurzfristig 

Einnahmen bringt, aber langfristig keine nachhaltige Entwicklung schafft. Denn ein Land bleibt in 

einem solchen System von ausländischen Akteuren abhängig, anstatt eigene Industrien und 

Produktionsketten aufzubauen. 
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